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  Politische Bildung

»Opa auf der Matte«
Günter Herlt, Autor; Moderation: Christian 
Beyer

16.02. 10:00 Uhr

Karl-Liebknecht-Haus, Kleine 
Alexanderstr. 28, 10178 Berlin

Kapitalismuskritik heute
Kongress zum Forschungsprogramm von 
Jörg Huffschmid

20.02. 10:00 Uhr

ver.di Bundesverwaltung, Paula-Thiede-
Ufer 10, 10179 Berlin
In Kooperation mit Attac, Memorandum-
Gruppe, EuroMemo-Group, ver.di/Bereich 
Wirtschaftspolitik und den Zeitschriften 
»Blätter für deutsche und internationale Po-
litik«, »Sozialismus«, »Z-Zeitschrift Marxi-
stische Erneuerung«

Gebaute DDR - ihr Abbruch, 
Umbau, Erbe, Status
Bausteine ostdeutscher Kulturgeschichte. 
Ein kritischer Bericht über den Umgang mit 
der baulichen und architektonischen Hinter-
lassenschaft der DDR. 
Prof. Dr. Simone Hain; Moderation: Prof. Dr. 
Dietrich Mühlberg

23.02. 19:30 Uhr

Salon Rohnstock, Schönhauser Allee 12, 
10119 Berlin

Das Abgeordnetenhaus hat am 14. 
Januar 2010 mit den Stimmen der 
SPD und der LINKEN und bei Ent-

haltung von Bündnis90/Die Grünen die 
gesetzlichen Grundlagen für die Einfüh-
rung der integrierten Sekundarschule 
beschlossen. Neben den Gemeinschafts-
schulen, die Grund- und Sekundarstu-
fe umfassen, wird es künftig nach der 
Grundschule nur noch die integrierte Se-
kundarschule und das Gymnasium ge-
ben.

Worum ging es eigentlich der Fraktion der 
LINKEN bei dieser Veränderung? Die gegen-
wärtige Bildungsmisere folgt aus dem drei-
gliederigen Schulsystem, das die Kinder spä-
testens nach der Grundschule aussortiert 
und Kinder und deren Eltern in eine Sack-
gasse führt. Mit der Gemeinschaftsschule 
hat die Fraktion der LINKEN ein Modell für 
langes gemeinsames Lernen geliefert. Die 
Schulstrukturreform ist ein weiterer Schritt, 
Kindern bessere Bildungsmöglichkeiten zu 
schaffen. 

Die zentralen Ziele der Reform können wie 
folgt zusammengefasst werden:

n Alle Kinder und Jugendlichen sollen zu 
höchstmöglichen schulischen Erfolgen 
geführt werden. Sie soll den Anteil derje-
nigen, die die Schule ohne Abschluss ver-
lassen, deutlich verringern. Durch die Re-
form bleibt die Möglichkeit zum Abitur den 
Schülern länger offen.

n Die Zahl der Abiturientinnen und Abitu-
rienten soll sich innerhalb der nächsten 
zehn Jahre deutlich erhöhen.

n Die Schulstrukturreform soll den Bildungs-
erfolg von der sozialen Herkunft eines Kin-
des spürbar entkoppeln. 

Mit der Reform werden in Schulen inte-
grative und offene Lernformen praktiziert, 
werden Schulen mit mehr Sozialarbeiter-/Er-
zieherstellen und mit mehr finanziellen Mög-
lichkeiten für das  »duale Lernen« und für das 
Lehrerfortbildungsprogramm ausgestattet. 
Nicht alle offenen Punkte in der Bildungs-
politik wurden mit der Schulreform ge-
klärt. Eine Verbesserung der Ganztags-
förderung in Grundschulen und die Ände-

rung der sonderpädagogischen Förderung 
bleiben beispielsweise noch ungeklärt. 
Trotz des Widerstandes der SPD-Frakti-
on, dass die Gymnasien unbedingt erhal-
ten bleiben sollen, ist die Schulstruktur-
reform ein Kompromiss. Die Gymnasien 
haben nicht mehr das Abiturmonopol. 
Dass die Reform insbesondere von der GEW 
und IHK unterstützt worden ist, zeigt nur, 
dass sie ein richtiger Schritt zu mehr Chan-
cengleichheit und besseren Leistungen ist. 
Eine vollständige Änderung dieses Bildungs-
systems erfordert mehr Engagement nicht 
nur auf der politischen Ebene, sondern auch 
Engagement von Eltern, Elternvereinen, zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen. Auf 

jeden Fall wird dies 
eine der wichtigsten 
politischen Aufga-
ben der Fraktion der 
LINKEN bleiben.

Kadriye Karci
Mitglied der 
Linksfraktion 
im Berliner 
AbgeordnetenhausFo
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Schulbildung  
ohne soziale Barrieren
Die neue Schulstrukturreform ist ein wichtiger Meilenstein  
für die Änderung des Bildungssystems 

Unsere Hilfe für die Kälte-Hilfe-Notübernachtung
Wie in den vorher gehenden Jahren, hat auch in diesem Jahr die BO 333 Moabit
während der letzten Versammlung Geld für die Kälte-Hilfe-Notübernachtung gesammelt.
Dieses Jahr kamen tatsächlich 70 Euro zusammen.
Von einer zusätzlichen Spende in Höhe von 100 Euro kaufen Ursula und Renate Käse, 
Wurst, Kaffee und Marmelade für das Frühstück der obdachlosen Menschen und bringen 
es am Donnerstag, 28. Jan. zusammen mit der Geldspende zur Stadtmission in die Lehr-
ter Str., die uns wie in den Jahren zuvor schon erwartet.
Ursula Jordan 
Weitere Spendemöglichkeit unter http://www.berliner-stadtmission.de/kaeltehilfe.html

 Stuttmann kommentiert  
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Das ist  
das Letzte
Es wäre das Letzte, wenn die Häuptlinge der 
LINKEN, als Partei der Solidarität, sich weiter-
hin mit Tiefschlägen um Macht und Einfluss 
balgen.  Da kichern alle anderen, aber unsere 
Wähler nicht! 
Über eine halbe Million Berliner leben mit 
Hartz-IV.  Schröder, der dies einführte, ist als 
Gas-Baron aus dem Schneider. Herr Hartz, der 
den VW-Vorstand mit brasilianischen Nutten 
versorgt hat, ist auch hinreichend versorgt. 
Aber das Berliner Sozialgericht hat allein im 
letzten Jahr 26.750 Klagen auf den Tisch be-
kommen. Ein Anstieg von 25 Prozent: Wohn-
kosten beschnitten, Einkommen falsch be-
rechnet, Leistungen zurückgefordert, Fristen 
ignoriert. Weil Hartz-IV als bürokratischer Kra-
ke permanent Armut und Unrecht per Gesetz 
produziert.  Wie die LINKE von Anfang an ge-
sagt hat.
Inzwischen hat auch die gebeutelte SPD-Füh-
rung begriffen, dass Hartz-IV, die Rente mit 67 
und die Freiheit am Hindukusch so nicht mehr 
zu verteidigen sind. Ist das nun Einsicht, oder 
soll es den Linken nur Wind aus den Segeln 
nehmen? 
Es wäre schön, wenn unser Vorstand bald 
wieder Augen für das strategische Umfeld hat. 
Die Wut zur Gegenwehr wächst.  Das gilt auch 
für die nächste Kampagne der Leichenfledde-
rer am Grab der DDR. Zwei Fotoausstellungen 
im Gropiusbau und im Außenministerium läu-
ten das Einheits-Jubiläum ein.  Ein Drittel der 
Bilder zeigten bewaffnete Sicherheitskräfte, 
ein Drittel bekannte Regimegegner und das 
letzte Drittel verfallene Altbauten. Das ist die 
Fortsetzung des Kalten Krieges mit einäugigen 
Fotografen. 
Merkt denn niemand von den zugereisten 
Machthabern, dass so nur der Umsatz der 
anderen DDR-Bilder in den Köpfen und Buch-
läden gesteigert wird? Es mag für Fremde 
unglaublich klingen, aber es gab in der DDR 
nicht nur Verbrecher und Idioten, Täter und 
Opfer, sondern auch richtig nette, kluge und 
erfolgreiche Menschen, die tolle Kunststücke 
vollbracht haben! Wetten, dass ...? 

Arthur Paul
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Ausgabetag für Nr. 3/10 – 4.3.2010

Privat vor Staat« und »der Staat ist 
der schlechtere Unternehmer«. Das 
waren die Schlagworte, mit denen in 

den 90er Jahren die Privatisierung öffent-
lichen Eigentums gefordert und durchge-
setzt wurde. Damals privatisierte die Große 
Koalition unter Eberhard Diepgen (CDU) Be-
wag und GASAG vollständig, die Berliner 
Wasserbetriebe teilweise und  verkaufte 
kommunalen Wohnungsbestand in Größen-
ordnung. Die Resultate waren drastisch ge-
stiegene Wasserpreise, da den privaten In-
vestoren eine hohe Verzinsung auf das ein-
gesetzte Kapital zugesichert wurde, die die 
Wasserpreise in die Höhe trieben.

Welche Folgen allein die Vorbereitung einer 
Privatisierung haben kann, sehen wir gegen-
wärtig an der S-Bahn. Weil die Deutsche Bahn 
an die Börse gehen sollte, wurde aus dem Be-
trieb der S-Bahn versucht, maximalen Profit 
herauszuziehen und deshalb die notwendige 
Instandhaltung und Wartung unterlassen. Die 
katastrophalen Folgen dieser Politik erleben 
wir täglich.

Wir brauchen also wieder mehr öffentlichen 
Einfluss auf die Unternehmen der Daseinsvor-
sorge. Berlin hat gegenwärtig einen Anteil von 
50,1 Prozent an den Wasserbetrieben. Das ist 
eine knappe, aber immerhin eine Mehrheit. 
Nur: Gegenwärtig können wir diese Mehrheit 
nicht im Interesse der Verbraucher nutzen, 
weil Berlin sich mit den damaligen Privatisie-
rungsverträgen und den dort eingegangenen 
Verpflichtungen gegenüber den privaten Inve-
storen selbst geknebelt hat.

Rot-Rot hat gegenüber den privaten Inve-
storen angekündigt, diese Verträge im Interes-
se der Wasserkunden neu verhandeln zu wol-
len, weil mit den ständigen Wasserpreiserhö-
hungen Schluss sein muss. Dabei muss Ber-
lin auch bereit sein, Anteile von den Privaten 
zurückzuerwerben. Als ersten Schritt habe ich 
die Initiative ergriffen, um die Kalkulationsme-
thoden der Wassertarife zu verändern. Dies 
würde die Profite der Privaten reduzieren, die 
Wasserpreise stabil halten und perspektivisch 
senken.

Berlin muss auch in anderen Bereichen den 
öffentlichen Einfluss verstärken: Der Senat 
hat erklärt, dass er nicht mehr bereit ist, ange-
sichts des S-Bahn-Desasters das Monopol der 
Deutschen Bahn hinzunehmen. Die Übernah-
me des S-Bahn-Betriebs durch die kommunale 
BVG würde einen zuverlässigen Betrieb des 
öffentlichen Personennahverkehrs aus einer 
Hand gewährleisten, statt unser Nahverkehrs-
system den Renditeinteressen von Aktionären 
auszuliefern.

Auch im Energiesektor muss der öffentliche 
Einfluss gestärkt werden: So trete ich dafür ein, 
dass sich das Land Berlin als Miteigentümer am 
Gasnetz beteiligt. Ich habe unlängst den Vor-
schlag gemacht, einen kommunalen Energie-
versorger für erneuerbare und klimafreundliche 
Energien aufzubauen. »Öffentlich ist Mehrwert« 
- das muss das Motto unserer Politik sein, die 
das öffentliche Interesse über private Verwer-
tungsinteressen stellt.�
Harald Wolf 
Senator für Wirtschaft, Technologie und Frauen

Öffentlich ist Mehrwert
Privatisierungen wieder aufheben

 Wir gratulieren im Februar 
 zum Geburtstag!

Zum 93. 	 Gertrud Markus, Walter Recke

zum 88.	 Ruth Schade

zum 86.	 Rosemarie Bender,  
	 Georg Pfeuffer, 
	 Hanna Podymachina,  
	 Martha Reh

zum 85.	 Brigitta Busch

zum 84.	 Erika Möser

zum 83.	 Rosemarie Belda,  
	 Eva Gumpel, 
	 Liane Isberner, Horst Tinz

zum 82.	 Anneliese Lindner

zum 81.	 Edith Kehr, Eberhard Röhner, 
	 Edith Wagner

zum 80.	 Ursula Grüneberg, Elsa Muth, 
	 Siegfried Schiller, Karl Seidel, 
	 Hans-Christian Teubner

zum 75.	 Günter Poppe

zum  70.	 Brigitte Kunze

Festival für  
Musik und Politik
vom 25. – 28.02.2010 in Berlin
mit Bleeding Hearts, Danny Dziuk, An-
archist Academy, Deadly T,  
Shana Supreme, B. Kellerbauer,  
Vicki Leandros, Gina Pietsch,  
Rainer Roloff, Gerhard Schöne,  
Konstantin Wecker, Jannis Zotos u.a.
Das vollständige Programm ist unter  
www.songklub.de/festivalprogramm-2010/  
zu finden.

Volkssolidarität:  
Hilfe für Haiti
Freunde und Sympathisanten der Volkssolida-
rität können ihre Spende für die Opfer der Erd-
bebenkatastrophe in Haiti auch auf das zentrale 
Spendenkonto der Volkssolidarität überweisen:
Kto.-Nr.: 800, BLZ: 100 205 00
Bank für Sozialwirtschaft
Kennwort: Spende für Haiti
Die Volkssolidarität ist assoziiertes Mitglied des 
Katastrophenhilfebündnisses  
»Aktion Deutschland Hilft«.


